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Drucksache Nr. 706 


Der Bundesminister 

der Finanzen Bonn, den 10. März 1950 

LA 8601 - 53/50 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 49 der Abgeordneten Dr. Baum- 
gartner, Dr. Etzel und Fraktion der Bayernpartei 
betr. Verminderung der Überlastung der Land- 
wirtschaft - Nr. j7o der Drucksachen - 

Ich nehme zu der Anfrage wie folgt Stellung: 

Ich habe die Verschlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse, die 
in weiten Kreisen der Landwirtschaft in den letzten Monaten ein- 
getreten oder deutlicher erkennbar geworden ist, und die Aus- 
wirkungen dieser Entwicklung auf die steuerliche Leistungsfähigkeit 
der Landwirtschaft mit wachsender Besorgnis verfolgt. Ich verkenne 
nicht, daß unter diesen Umständen viele Landwirte nicht zur Ent- 
richtung der vollen Soforthilfeabgabe in der Lage sind. 

Trotz aller Würdigung dieser Ent Wicklung habe ich midi nicht 
entschließen können, unterschiedslose Maßnahmen für die gesamte 
Landwirtschaft anzuregen. Für eine derartige Regelung würde eine 
Änderung des Soforthilfegesetzes wohl nidit zu vermeiden sein. 
Damit würden die vielen Klagen und Wünsche, zu denen die 
bewußt rohe Regelung des Soforthilfegesetzes bei allen von der 
Abgabe betroffenen Wirtschaftskreisen geführt hat, zur Erörterung 
gestellt werden. Die Erfüllung dieser Wünsche würde sehr umfan g- 
reidie Verwaltungsarbeiten der Finanzämter, denen sie bei der 
gegenwärtigen Geschäftslage nicht gewachsen wären, notwendig 
machen. Sie würde aber vor allem auch, wenn nicht gleichzeitig 
Maßnahmen zur Deckung des entstehenden Ausfalls ergriffen werden, 
das Aufkommen an Soforthilfeabgabe außerordentlich mindern; 
das aber könnte niemand bei der angespannten Lage des Sofort- 
hilfefonds, der zur Milderung des dringendsten Notstandes des 
bedürftigsten Teils der Bevölkerung auf die Mittel angewiesen ist, 
verantworten. Die Beseitigung der Mängel der Soforthilferegelung 
muß grundsätzlich einem endgültigen Gesetz über den Lastenausgleich 
Vorbehalten bleiben. Die in Gang befindlichen Arbeiten für den 
endgültigen Lastenausgleich müssen hiernach nicht nur zum Wöhle 
der Geschädigten, sondern ebenso auch zum Wohle der Abgabe- 
pflichtigen — zwecks einer gerechteren Verteilung der Lasten — 
nach Möglichkeit beschleunigt werden; durch eine Zwischenregelung 
im Sinne der Anfrage würden sie jedoch aufgehalten werden. 

Zu den Vorschlägen, die in der Anfrage erörtert worden sind, 
bemerke ich im einzelnen folgendes: 


Druck: Bonner Unlversitftts-Buchdruckerel Gebr. Scbeur, Bonn 
All ein -Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nletzschestr. 1 



Zu Ziffer 1: 

Eine unterschiedliche Ermäßigung der Soforthilfeabgabe für die 
Land- und Forstwirtschaft ist aus den oben erörterten Gründen 
zurzeit nicht möglich. Die besondere Lage der Landwirtschaft ist 
bereits jetzt in mancher Hinsicht berüdcsichtigt. Während die 
anderen Berufsgruppen mit dem gemeinen Wert ihres Vermögens 
zur Abgabe herangezogen werden, wird die Land- und Forstwirt- 
schaft nur mit dem Ertragswert erfaßt. Der Abgabesatz für sie 
ist für die Fälle, in denen das gesamte abgabepflichtige Vermögen 
den Betrag von 15 000 DM nicht übersteigt, auf 2 v. H. ermäßigt; 
er beträgt für Vermögen zwischen 15100 und 19 500 DM 2^4 
und 2 V 2 und 2 3 / 4 v. H. 


Zu Ziffer 2: 

Die Abzugsfähigkeit der Altenteile und Geschwisterabfindungen ist 
von den das Soforthilfegesetz beratenden Ausschüssen una vom 
Plenum des Wirtschaftsrats seinerzeit abgelehnt worden. Stattdcssen 
wurde auf Grund einer Anregung aus landwirtschaftlichen Kreisen 
die teilweise Abwälzung der Soforthilfeabgabe auf die Altenteils- 
berechtigten gesetzlich festgelegt. Gegen eine Gleichstellung der 
Altenteilsverpflichtungen mit den Pensionslasten beim Betriebsver- 
mögen spricht schon die Tatsache, daß der Einheitswert des Betriebs- 
vermögens stets die Aktiven und Passiven berücksichtigt har, wäh- 
rend dem Einheitswert der landwirtschaftlichen Betriebe immer nur 
das Sachvermögen zugrunde gelegen hat. Gegen die Gleichstellung 
spricht weiter, daß es sich bei den Pensionslasten gewerblicher 
Unternehmungen um Verbindlichkeiten handelt, die aus dem Betrieb 
heraus gegenüber Arbeitern und Angestellten entstanden sind, 
während die Altenteilsverpflichtungen im wesentlichen Unterhalts- 
verpflichtungen familienrechtlicher Art darstellen. Derartige Unter- 
haltsverpflichtungen können auch Hausbesitzer und Gewerbetreibende 
nicht von ihrem abgabepflichtigen Vermögen abziehen. Aus diesen 
Kreisen würden gegebenenfalls entsprechende Anträge zu erwarten 
sein. 


Zu Ziffer 3: 

Der Antrag, von der Erhebung der Soforthilfeabgabe abzusehen, 
wenn die Kriegsschäden mehr als 50 % betragen, widerspricht dem 
Grundgedanken des Soforthilfegesetzes, daß die Soforthilfeabgabe 
nach Maßgabe des am Währungsstichtag vorhandenen Vermögens 
ohne Berücksichtigung etwaiger Entschädigungsansprüche für vor- 
herige Vermögensverluste zu erheben ist. Eine Berücksichtigung 
der Kriegschäden in dem geforderten Sinne nur bei der Land- 
wirtschaft erscheint daher unberechtigt und politisch bedenklich. 


Zu Ziffer 4: 

Die Forderung nach einer Absetzung der Wiederherstellungskosten 
vom Vermögen bei kriegsgeschädigten landwirtschaftlichen Grund- 
stücken dürfte zweifellos zu der gleichen Forderung auch der übri- 
gen Vermögensbesitzer führen. Ein Abzug dieser Kosten von den 
niedrigen Einheitswerten würde im übrigen in zahlreichen Fällen 
die Feststellung von Minus- Vermögen ergeben. 
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Zu Ziffer 5: 

Uber die Frage der Entrichtung der Soforthilfeabgabe von dem 
der Bodenreform unterliegenden Großgrundbesitz ist nach eingehen- 
den Besprechungen zwischen der Verwaltung für Finanzen, der 
Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, der an 
dieser Frage besonders interessierten Landesregierung von Schleswig- 
Holstein und Vertretern des Großgrundbesitzes eine vorläufige 
Regelung getroffen worden, die in einer Zweiten Durchführungs- 
verordnung zum Soforthilfegesetz ihre gesetzliche Grundlage finden 
soll. Diese Frage ist vorläufig durch Ziffer 28 meines 2. SHA- 
Sammelerlasses vom 22. Dezember 1949 geregelt. 

Zu Ziffer 6: 

Die Forderung, die Zahlung der Soforthilfeabgabe bei land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, deren Wirtschaftsführung durch per- 
sönliche Kriegsopfer erschwert ist, durch entsprechende Stundung 
zu erleichtern, ist so allgemein gefaßt, daß sie keine Grundlage für 
eine gesetzliche Regelung abgeben kann. Die persönlichen Verhält- 
nisse des Abgabepflichtigen sind ohnehin in jedem Falle bei Stun- 
dungsanträgen zu berücksichtigen. Es erscheint unmöglich, Anord- 
nungen dafür zu erlassen, wie etwa die Minderung der Leistungs- 
fähigkeit eines Betriebes dadurch, daß der Bauer sich noch in 
Gefangenschaft befindet, zahlenmäßig berechnet werden soll. Im 
übrigen würde auch eine derartige Regelung zu entsprechenden For- 
derungen anderer üerufskreise führen. 

Zu Ziffer 7: 

Für die Behandlung der Stundungsanträge gelten bei der Soforthilfe- 
abgabe grundsätzlich die gleichen Bestimmungen wie bei anderen 
Steuern. Der besondere Zweck der Abgabe und Wortlaut des Ge- 
setzes nötigt zur Anlegung eines strengen Maßstabes. Andererseits 
hat die starke Belastung der Wirtschaft mit den laufenden Steuern, 
zu denen die Soforthilfeabgabe hinzugetreten ist, mich zu gewissen 
Sondermaßnahmen für die Soforthilfeabgabe veranlaßt; ich verweise 
in dieser Beziehung auf den bekannten Runderlaß vom 2. Dezember 
1949 — LA 8601 — 25/49 — , betreffend Ermessensstundungen 
der Soforthilfeabgabe aus wirtschaftlichen Gründen. 

Damit habe ich zugleich zu dem ersten Teil der Anfrage Stellung 
genommen. 

Auf den zweiten Teil der Anfrage erwidere ich folgendes: 

Zu unterschiedlichen Maßnahmen für die gesamte Landwirtschaft 
ermächtigt das Gesetz nicht. Eine derartige Regelung, die vielen 
zuviel und vielen zuwenig geben würde, wäre auch mit dem Grund- 
satz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung nach Maßgabe der Lei- 
stungsfähigkeit des Einzelnen nicht vereinbar. Ich halte daher auch 
für die Landwirtschaft — ebenso wie für die anderen der Sofort- 
hilfeabgabe unterliegenden Wirtschaftskreise — eine Prüfung des 
einzelnen Falles für unerläßlich. Um den Finanzämtern diese Prü- 
fung zu ermöglichen und zu erleichtern, sind — unter Beteiligung 
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
und meines Ministeriums — besondere Formblätter für Stundungs- 
gesuche herausgebracht worden, durch deren sorgfältige Ausfüllung 
die Finanzämter die für die Entscheidung des Gesuchs erforderlichen 
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Unterlagen erhalten, so daß — auch im Interesse der Landwirte — 
Rückfragen nach Möglichkeit vermieden werden. Durch diese 
elastische Regelung dürfte den berechtigten Interessen der abgabe- 
pflichtigen Landwirte in gleicher Weise entsprochen sein wie denen 
des Soforthilfefonds und der Finanzverwaltungen. 


Schaffer 
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